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Wasserwirtschaft zuständig, die bislang von der Beratung 
der Leiter der Wasserwirtschaftsorgane der Mitgliedslän­
der des RGW, einem ehemals selbständigen Organ des RGW, 
behandelt wurden.

Die Forderung nach Mitwirkung edler Staaten beim Schutz 
der Umwelt ist die Konsequenz aus der Anerkennung eines 
objektiv begründeten gemeinsamen Interesses. Ihre Umset­
zung ist ein komplizierter Prozeß. Angesichts des komplexen 
Charakters der Umweltproblematik können praktische Lö­
sungen nur das Ergebnis einer Berücksichtigung der legitimen 
Interessen aller Beteiligten sein. In diesem Zusammenhang 
stellt sich die Frage nach Kriterien, die es ermöglichen, ein 
vorgebrachtes ökologisches Sicherheitsinteresse als berech­
tigt anzuerkennen. Damit ist vor allem das einzelstaatliche 
Interesse im Verhältnis zum Menschheitsinteresse angespro­
chen. Wie der Außenminister der UdSSR auf der 42. Tagung 
der UN-Vollversammlung feststellte, bestimmt sich dieses 
Verhältnis heute zwangsläufig so, „daß die wahrhaft nationa­
len Interessen denen der ganzen Menschheit nicht entgegen­
gestellt werden können“.12

Handelt es sich bei den Gemeinschaftsinteressen im 
Grunde um den Schutz und die Erhaltung der natürlichen 
Umwelt in ihrer Gesamtheit bzw. in dem für das Leben künf­
tiger Generationen erforderlichen Gleichgewicht aller Um­
weltbedingungen, so geht es bei dem Interesse des Einzel­
staates sowohl um sein Schutz- wie auch um sein Entwick­
lungsinteresse, wobei letzteres vor allem durch solche Fak­
toren wie die geographische Lage, die vorhandenen' und 
erschließbaren Naturressourcen und das Niveau der Entwick­
lung der Produktivkräfte bestimmt wird. Es ist offensichtlich, 
daß es angesichts dieser Sachlage keine generelle Unterord­
nung der einen oder der anderen Interessenlage geben kann. 
Deshalb bleibt für die praktische internationale Zusammen­
arbeit nur der Weg des Interessenausgleichs. Die Logik die­
ser Orientierung sollte in der Tendenz für alle Verhand­
lungsebenen — innerhalb wie außerhalb der UNO — eine be­
wußte Hinwendung zum Kompromiß, die Bereitschaft zum 
Konsens bzw. die Fähigkeit der Verhandlungspartner, die 
eigenen Vorstellungen konsensfähig anzulegen, fördern.

ökologische Sicherheit und ökonomische Probleme 
der Gegenwart

Im umfassenden Sicherheitssystem stehen Ökologie und Öko­
nomie in einem besonders engen Verhältnis. Hinzu kommt, 
daß sich dieses Wechselverhältnis unter den Bedingungen 
der weltweiten kapitalistischen Wirtschafts- und Finanzkrise 
und der zunehmenden Verschuldung der Entwicklungsländer 
immer komplizierter gestaltet. Deshalb spricht M. S. Gorba­
tschow von „einer gemeinsamen Front der ökonomischen und 
ökologischen Sicherheit“, mit deren Formierung zu beginnen 
sei.13 Vor allem geht es darum, der Wirtschaftsentwicklung 
nicht unkontrolliert unersetzliche Naturressourcen zu opfern 
und dadurch das ökologische Gleichgewicht zu stören.14

Viele Probleme des Verhältnisses von Ökologie und Öko­
nomie haben ihren Ursprung in der kapitalistischen Produk­
tionsweise und sind das Ergebnis des schrankenlosen Wir­
kens von Produktivkräften, das in erster Linie vom Profit­
streben bestimmt wird. Besonders gravierend stellen sich die 
Folgen für die Mehrheit der Entwicklungsländer dar. Die 
Spezifik der Interessenlage dieser Länder wurde bereits auf 
der UN-Konferenz über die menschliche Umwelt 1972 in 
Stockholm hervorgehoben: „Wir wollen nicht, daß die Um­
welt noch weiter verarmt. ... Die Umweltprobleme von Ent­
wicklungsländern sind nicht die Nebenwirkungen einer über­
mäßigen Industrialisierung, sondern ein Zeichen für. unzu­
reichende Entwicklung.“15 Deshalb muß eine globale Um­
weltstrategie, wie sie immer stärker gefordert wird, mit den 
Aufgaben verbunden werden, die sich im Hinblick auf die 
Schaffung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
stellen.16 17

Nach einem Bericht der Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung (sog. Brundtland-Kommission) vom 27. April 
1987, der die Arbeit von 21 unabhängigen Experten verkör­
pert, zählt die Möglichkeit eines Kernwaffenkrieges wie auch 
anderer militärischer Konflikte unter Einsatz von Massen­
vernichtungswaffen unzweifelhaft zu den größten Gefahren 
für die Umwelt; zugleich stellt die Vertiefung und Auswei­
tung der Umweltgefährdung eine Bedrohung der nationalen 
Sicherheit dar. Der Bericht wurde von der UN-Vollversamm­
lung durch die Resolution 42/187 zur Kenntnis genommen. 
Die Resolution sieht für die 43. Tagung der UN-Vollver­
sammlung die Tagesordnungspunkte „Langzeitstrategie für 
eine dauerhafte und umweltmäßig gesunde Entwicklung“ so­
wie „Entwicklung und internationale Zusammenarbeit“ vor.

Zusammen mit den im Bericht der Brundtland-Kommis­
sion enthaltenen Detailvorschlägen, insbesondere zur An­
nahme einer universellen Deklaration und zum Abschluß 
einer globalen Konvention über Umweltschutz und dauer­
hafte Entwicklung, verkörpert sich in der Resolution 42/187 
eine deutliche Orientierung auf ein umfangreiches Aktions­
programm.

Die Ergebnisse der Tätigkeit der Brundtland-Kommission 
sind auch in das Dokument „Umweltperspektive bis zum 
Jahr 2000 und darüber hinaus“ eingegangen, die das Werk 
eines zwischenstaatlichen Vorbereitungskomitees ist. Das der 
Resolution 42/186 als Anhang beigefügte Perspektiv-Doku­
ment enthält bedeutsame Einschätzungen zum Charakter der 
Umweltprobleme und zu ihrer Berührung mit anderen in­
ternationalen Fragen, zu deren Bewältigung u. a. gefordert 
werden:
— die Verbesserung der Weltwirtschaftsbedingungen, spe­

ziell für die Entwicklungsländer,
— der Vorrang von Vorsorge- und Verhütungskonzepten vor 

unmittelbaren Bekämpfungsmaßnahmen sowie
— die Gewährleistung, daß für Schäden einzustehen ist, die 

durch eigenes Handeln hervorgerufen wurden.
An diesen Punkten wird klar, welche Bedeutung der öko­
nomischen Seite der Umweltproblematik .insbesondere im in­
ternationalen Rahmen zukommt.

Vertrauen, Zusammenarbeit und Völkerrecht 
im Konzept der ökologischen Sicherheit

Mit der Feststellung M. S. Gorbatschows, „ daß ein umfassen­
des System der Sicherheit zugleich ein System der umfas­
senden Rechtsordnung .darstellt, mit dem das Primat des Völ­
kerrechts in der Politik garantiert wird“12, verbindet sich die 
Aufforderung, das geltende Völkerrecht der friedlichen Ko­
existenz systemgerecht zu nutzen und weiterzuentwickeln. 
Der Angelpunkt hierfür liegt „im gegenseitigen Vertrauen 
der Staaten und in der Achtung der internationalen Abkom­
men und Institutionen“.18

In der Tat spielt Vertrauen in der internationalen Politik 
und im Völkerrecht eine wichtige Rolle, wenngleich dieser 
Begriff sehr weit und für den Bereich der internationalen 
Beziehungen nur schwer zu bestimmen ist. Im politischen 
Sprachgebrauch wird er häufig als etwas angesehen, das Si­
cherheit fördert, aber nicht ersetzt.18 20 Vertrauen hat, wer den 
Umständen nach auf ein Verhalten des Partners bauen kann, 
ohne sich jedoch dessen völlig sicher zu sein. Vertrauensbil­
dende Maßnahmen sind somit im Grunde auch sicherheits­
fördernd und spielen deshalb im Entspannungsprozeß der 
Gegenwart eine bedeutende Rolle. Entspannungspolitik muß 
folglich Fakten setzen bzw. Bedingungen schaffen, die Ver­
trauen begründen und damit Sicherheit fördern. Wie das 
Kommunique der diesjährigen Tagung der Teilnehmerstaa­
ten des Warschauer Vertrages klargestellt hat, kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß die von den sozialistischen Staa­
ten erklärte Entschlossenheit zu einer großangelegten Politik 
des Vertrauens auch den ökologischen Sicherheitsbereich ein­
schließt.

Der hohe Stellenwert der Vertrauensgrundlage in der Po­
litik findet seine Widerspiegelung in dem Grundprinzip des 
demokratischen Völkerrechts, einmal übernommene völker­
rechtsgemäße Verpflichtungen nach Treu und Glauben zu er­
füllen. Letztlich beruht die Völkerrechtsordnung, die ange­
sichts der Existenz gleichberechtigter, souveräner Staaten 
über keinen allgemeinen Rechtsdurchsetzungsmechanismus 
verfügt, ja gerade auf der im gegenseitigen Vertrauen be­
gründeten freiwilligen Anerkennung und Einhaltung der von 
ihren Mitgliedern übernommenen Rechtspflichten.26 Die in
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